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Zeichen der Solidarität: Walser helfen Waisern 
Gemeinde Triesenberg und Land spendeten für Unwettergeschädigte im Oberwallis und in Gressoney 

Dass die Natur auch bei 
uns hart zuschlagen 
kann, haben wir im Juli 
1995 schmerzlich erfah­
ren, als Sütigerwis am 
Tag nach einem fürchter­
lichen Unwetter ein Bild 
der Verwüstung bot. Der 
Lawinenwinter in Mal-
bun hat Wunden hinter­
lassen. 

Jose f  Eberk 

Vor einem Jahr  hat der Sturm 
Lothar die Kraft der Natur er­
neut gezeigt und auch bei uns 
erhebliche Schäden verur­
sacht. Im Vergleich zu den tra­
gischen Unwetterkatastro­
phen, die sich im Spätherbst 
dieses Jahres im Wallis, im 
Tessin und in Italien abgespielt 
haben, sind wir jedoch in u n ­
serem Land bis jetzt  mit 
Schürfwunden davongekom- Bild der Verwüstung in Gressoney St. Jean (Lysstal, Seitental des Aostatales). 

men. So mussten wir vor allem 
keine Toten beklagen. 

Triesenberg fühlt sich als 
Walsergemeinde mit dem Wal­
lis besonders verbunden. Mit 
grosser Sorge und Mitgefühl 
blickten wir daher in den Ta­
gen der Not nach Gondo, Balt-
schieder, Stalden, Morel und in 
andere vom Unwetter heimge­
suchte Gebiete im Wallis, im 
Aostatal und im Piemont. Be­
sonders hart getroffen wurde 
auch Gressoney St. Jean (Sei­
tental des Aostatals), jenes Ge­
biet, das vielen Triesenberge-
rinnen und Triesenbergem 
vom letzten Internationalen 
Walsertreffen im September 
1998 in lebhafter Erinnerung 
geblieben ist. Verschiedene 
Stimmen aus der Bevölkerung 
und das Bedürfnis der Ge­
meindebehörde, gezielt und 
ohne grossen Administrations­
aufwand helfen zu wollen, 
führten am 2. November 2000 

zum Gemeinderatsbeschluss, 
für die Geschädigten einen 
namhaften Betrag zu spenden. 
So wurde beschlossen, die Ak­
tion «Oberwallis hilft Oberwal­
lis» und die Gemeinde Gresso­
ney St. Jean mit j e  25 000 
Franken zu unterstützen. Das 
Land Liechtenstein hat  die 
Spende verdoppelt. 

Neben den betroffenen Ge­
meinden hat  sich auch die In­
ternationale Walservereini: 
gung über diese Hilfsbereit­
schaft gefreut. 

Auch wenn Land und Ge­
meinde Triesenberg diese 
Spendenaktion nicht an die 
grosse Glocke hängen wollten, 
verdient sie dennoch Erwäh­
nung in der Öffentlichkeit. 

Das früher selbstverständli­
che Motto «Walser helfen 
Waisern» ist auch heute 
noch ein schönes Zeichen der 
Solidarität und Mitmensch­
lichkeit. 

Die Mythen von den sicheren Grenzwerten und den Bedürfhissen 
nach der Mobiltelefonie 

Forum: Stellungnahme der Liechtensteinischen Gesellschaft für Umweltschutz 

In der  Landtagsdebatte über 
die Gesetzesinitiative betref­
fend ein Moratorium in der 
Mobiltelefonie zeigte sich e in­
mal mehr, dass hauptsächlich 
wirtschaftliche Interessen die 
Entwicklung in der  liechten­
steinischen Mobiltelefonie be­
stimmen. Liechtenstein soll 
ein Testmarkt der  nächsten 
Generation der Mobilkommu-
nikationsnetze - UMTS - wer­
den. Dabei wurde von der  Re­
gierung und von Gegnern des 
Moratoriums immer wieder 
das grosse Bedürfnis der  Be­
völkerung nach der Benut­
zung von Handys betont. Dies 
beweise die Tatsache, dass es 
in Liechtenstein ca. 16 500 
Handybenützerlnnen gebe. 
Für was sie das Handy benut­
zen, ist kein Thema. 

Eine Arialyse darüber, ob der 
Grossteil der Bevölkerung die 

Möglichkeiten der mobilen 
Kommunikation tatsächlich 
möchte, gibt es nicht. Die 
Durchführung einer solchen 
Bedürfnisabklärung würde ei­
ne öffentliche Diskussion über 
die gesundheitlichen Risiken 
und die Auswirkungen auf 
unser Sozialgefüge und unsere 
Lebensgewohnheiten ergeben. 
Eine öffentliche Auseinander­
setzung auch über die Schat­
tenseiten der Mobiltelefonie 
ist notwendig, um sich darü­
ber klar zu werden, wie viel 
und welche Mobiltelefonie wir 
wollen. Diese Diskussion hätte 
das Moratorium ermöglicht, 
bevor Entwicklungen voran­
getrieben werden, die allen­
falls später schwer rückgängig 
gemacht werden können. Be­
dürfnisse werden durch ein­
seitige Information und ge­
zielte Werbestrategien auch 
geschaffen. 

Techniker allein garantie­
ren keine Interdisziplinä­
re Betrachtungsweise 

Die Moratoriumsgegner sind 
überzeugt, dass mit der Über­
nahme der Immissionsgrenz­
werte der Schweiz, dem Ge­
sundheitsvorsorgeprinzip Ge­
nüge getan werde. Wer tiefere 
Werte fordere, sei unglaubwür­
dig und müsste in Anbetracht 
der Schädlichkeit dieses «Teu­
felszeugs» die Mobiltelefonie 
verbieten, meinen sie. 

Werden so die Zweifel und 
die Ängste der Bevölkerung 
wahrgenommen? Wir alle wis­
sen, dass für die Festlegung der 
Immissionsgrenzwerte nur 
thermische Auswirkungen und 
Kurzzeiteinwirkungen berück­
sichtigt wurden. Darüber, dass 
es grundsätzlich auch biologi­
sche Auswirkungen im ather­
mischen Bereich gibt, sind sich 

auch die Wissenschaftler einig. 
Die Forderung nach den tiefst-
möglichen Grenzwerten ist also 
die logische Folge a u f  diese 
Tatsache und als vorsorgliche 
Schadensbegrenzung notwen­
dig. Das Vorsorgeprinzip hat j a  
gerade das Ziel, allfallige Feh­
ler und fehlende Resultate der 
Wissenschaft abzuschwächen. 
Dies als Beruhigungspille der 
Moratoriumsbefürworter zu be­
zeichnen, ist abwegig. Es stellt 
alle Menschen, die sich über die 
überstürzende Entwicklung Ge­
danken machen und beunruhi­
gen, in unakzeptabler Weise als 
Dummköpfe und Panikmacher 
hin. 

Unser Ziel ist die 
massive Senkung der 
Grenzwerte 

Die LGU setzt sich weiterhin 
für tiefstmögliche Grenzwerte 
zum Schutz der menschlichen 

Gesundheit ein. Dies auch im 
Hinblick au f  die Auswirkungen 
der Strahlenbelastung für Tiere 
und Pflanzen. Nach Natur­
schutzgesetz dürfen keine An­
lagen gebaut werden, wenn sie 
die Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushaltes nachhaltig be­
einträchtigen. Zur Beurteilung 
wird die Nis-Verordnung mit 
den erwähnten Immissions­
grenzwerten herangezogen, die 
auch hier keine vollständigen 
und abschliessenden Aussagen 
macht. Dies ist neben der Be­
einträchtigung des Land­
schaftsbildes der zentrale 
Grund, weshalb die LGU Be­
schwerde gegen den Bau einer 
Antennenanlage in Malbun 
eingereicht hat. 

Die Ablehnung des Moratori­
ums und die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe zur Schaffung 
eines Immissionsschutzgesetzes 
entbinden nicht von einer öf­

fentlichen Diskussion über die 
Zukunft der Mobiltelefonie mit 
all ihren positiven und negati­
ven Seiten. Die Bevölkerung 
soll die Möglichkeit haben mit­
zuentscheiden, schliesslich sind 
alle von den Auswirkungen 
mitbetroffen. 

Liechtensteinische 
Gesellschaß fiir 
Umweltschutz 

Forum 
,>vV,.» ,y- 7 
Unter-hder.Rubrik «Forum*; 
veröflfcntlicHepiwk Zt^chftf i ,  
t r a \ ü n & ; B e i t m e  v o n  . Vfar-; 
bände^TVereäcmi'Aitionen * 

u n d  >}ni&tutiQfte&. Das..«Fo- -
, nun» d&ckt  a w d a s a d i e ' i nt  

den  Beiträgen1 geäusserten ' 
Meinungen: n i c h t ^ m i t  d e r '  
Haltung der Zeitung über tm-
stimmen m ü s s e t  . > 

LESERBRIEFE 

Sehr geehrter Herr 
Christian Brunhart 
sen. 
In einem am letzten Samstag in 
beiden Landeszeitungen veröf­
fentlichten Leserbrief beklagen 
Sie sich darüber, dass f ü r  die 
neu gebildete Abteilung Sorg­
faltspflichten beim A m t  f ü r  Fi­
nanzdienstleistungen »eine ge­
lernte Kindergärtnerin einge­
setzt wurde, die gerade erst da­
bei ist, das kaufmännische Ba­
siswissen abzuschliessen». 

Ich möchte Sie ersuchen, 
sich in Zukunfl  vorgängig z u  
erkundigen, bevor Sie falsche 
Informationen in Umlauf brin­
gen. Die in Frage stehende Ab­
teilungsleiterin hat ursprüng­
lich tatsächlich eine Ausbil­
dung als Kindergärtnerin ab­
solviert, allerdings liegt der 
Abschluss dieser Ausbildung 
bereits 16 Jahre zurück. Frau 
Wohlwend hat in der Folge 
während mehr als sechs Jahren 
bei der Liechtensteinischen 
Landesbank A G  gearbeitet und 
in dieser Zeit die kaufmänni­
sche Lehre abgeschlossen, Sie 

arbeitet nun seit f a s t  f ü n f  Jah­
ren beim A m t  f ü r  Finanz­
dienstleistungen und wird im 
Januar 2001 die dreijährige 
weiterführende Ausbildung an 
der HKG (Höhere Kaufmänni­
sche Gesamtschule) in Chur 
mit eidgenössischem Diplom 
abschliessen. HKG-Absolven-
ten und -Absolventinnen er­
bringen den Nachweis einer 
breit angelegten, vernetzten 
Ausbildung und verfügen über 
die erforderlichen Kompeten­
zen, um Fach- und Führungs­
verantwortung zu übernehmen 
sowie anspruchsvolle betriebs-
wirtschafiliche Aufgaben zu 
lösen. Frau Wohlwend verfügt 
somit sehr wohl über eine ex­
zellente und vertiefte kaufmän­
nische Ausbildung. 

Hinzu kommt, dass Frau 
Wohlwend seit Inkrafttreten 
des Sorgfaltspflichtgesetzes am 
1. Januar 1997, also seit 4 
Jahren, den Bereich Sorgfalts­
pflicht/Geldwäscherei inner­
halb des /4mfes f ü r  Finanz­
dienstleistungen zur  vollsten 
Zufriedenheit bearbeitet. Auch 
ihre Diplomarbeit an der HKG, 
die mit  der Note 5,6 angenom­
men wurde, hat sich mit die­
sem Thema befasst. 

Die Bestellung von Frau 
Wohlwend als Leiterin der A b ­
teilung Sorgfaltspflichten er­
folgte a u f  Antrag des Amtes f ü r  
Finanzdienstleistungen wegen 
ihrer fachlichen und persönli­
chen Fähigkeiten. Ich freue 
mich, dass eine Liechtensteine­
rin diese Funktion wahrneh­
men kann. Die von ihr geleitete 
Abteilung wird zusammen mit 
der von Michael Lauber geleite­
ten FIU zum Wohle eines sau­
beren und attraktiven Finanz­
platzes wesentlich beitragen. 

Sehr geehrter Herr Brunhart, 
als positiv denkender Mensch 
gehe ich davon aus, dass Sie 
schlecht informiert waren und 
keine üble Absicht mit Ihrem 
Brief verfolgten. Gerne wün­
sche ich Ihnen frohe Weih­
nachten und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr 2001.  

Roland Müller, 
Vorstand des Amtes f ü r  
Finanzdienstleistungen 

Mit offenen 
Augen durch 
Liechtenstein 
Liebe LBA, Lieber Herr Feisst, 
ich als Normalbürger verstehe 

nicht, dass man wegen einer 
lapidarischen Farbgebung eine 
Meinungsumfrage gemacht 
hat, am Schluss sich aber über 
alle gestellt hat und die Farbe 
selbst aussuchte. Das Geld 
muss raus und wenn es nur da­
zu dient, sich von den auslän­
dischen, schweizerischen Post­
autos zu unterscheiden. Wenn 
es aber um Geld geht, i .  B.: 
78 000 . -  bis 9 0  000 . -  Franken 
Mehrkosten pro Gasbus ge­
genüber einem Dieselbus, oder 
500  000 . -  Franken Betriebs­
mehrkosten pro Jahr f ü r  gasbe­
triebene Busse, kann man dem 
Volk nicht zumuten, sich eine 
pleinung zu bilden. Es geht 
hier um 10 Jahre x 500 0 0 0 . -
ergibt 5 000  000 . -  Franken 
und 4 0  Bussex  8 0  000 . -  ergibt 
3 2 0 0  000 . -  Franken. (Preis­
angaben stammen: Aus  den 
Busofferten, Mehrpreis aus der 
Kalkulation von Herrn Feisst.) 
Nach Berechnung der LBA sind 
es 5 Mio. Franken Mehrausga­
ben pro Busperiode, nur damit 
wir mit gasbetriebenen Bussen 
«fahren könnten!» Dabei sind 
weder die Gastankstelle, noch 
sonstige Quersubventionen 
berücksichtigt. Ja, ich gebe Ih­
nen Recht, dieser Betrag ist z u  

hoch, um das Volk von Liech­
tenstein entscheiden lassen zu 
können. 

Hier muss ein kompetentes 
Gremium, wie die LBA, die 
Entscheidung dem Volk abneh­
men, um es nicht zu überfor­
dern. 

Der steuerzahlende Schaaner 
Frick Alexander, 
Im Rösle 7, 9494 Schaan 

Kritisch Ja - aber 
objektiv 
Wenn man derzeit in den ein­
heimischen Zeitungen blättert, 
dann fallen die vielen Stellung­
nahmen und Leserbriefe zu den 
Auswirkungen der von Mobil­
funkantennen ausgehenden 
Strahlen a u f  Es fa l l t  schwer, 
sich hier eine eigene Meinung 
zu bilden, weil die Diskussio­
nen weniger von Sachlichkeit 
als von Emotionen, und weni­
ger van objektiven Erkenntnis­
sen als von Vermutungen ge­
prägt sind. Es stört mich auch, 
wenn nur einseitig informiert 
wird und wichtige Informatio­
nen, welche nicht ins vorfabri­
zierte Bild passen, vorenthal­
ten oder nur am Rande er­
wähnt werden. Ein Beispiel ist 

das Ergebnis der am 30. No­
vember vom bayerischen Um­
weltminister vorgestellten Stu­
die zu Auswirkungen von Mo­
bilfunkstrahlen a u f  Rinder. 
Über zwei Jahre hinweg wur­
den a u f  3 8  Bauernhöfen in 
Bayern und Hessen die A u s ­
wirkungen des Mobilfunks auf 
Gesundheit, Leistung und Ver­
halten von Rindern untersucht. 
Die Untersuchung ergab kein 
Gefährdungs-Szenario durch 
Mobil/unk, es könne aber auch 
nicht völlig ausgeschlossen 
werden. Das Ergebnis dieser 
Studie wurde zum Teil von den 
Zeitungen nicht zur Kenntnis 
genommen, zum Teil verschämt 
an einer unattraktiven Stelle 
publiziert. Angstmachende 
Meldungen hingegen f inden 
nicht selten Eingang in'die Ze i - .  
tungsspalten der ersten Seite. 
Ich f inde  es positiv, wenn 
wichtige Themen, wie die Mo­
biltelefonie, kritisch hinterfragt 
werden. Kritisch wird aber oft 
mit negotii» verwechselt. Kriti­
sche Berichterstattung muss j e ­
doch objektiv sein und alle Sei­
ten beleuchten. Dazu gehört, 
dass man auch die positiven 
Aspekte erwähnt. 

Werner Hauck, Mauren 


